
Die Stellung der Orden ın Staat und Kirche -

Von Bernward Hegemann oln

GRUND  1B AUSFÜHRUNGE
Wie Sind die katholis  en en echtlich 1ın den Gesamtorganismus der
iırche eingegliıedert; inwieweit ben die en als Te1l der Kırche ho-
el Tätigkeiten aQUSs, die ihnen damıit Vvorbehalten un! eigentüm-
lich sıind?

Der irchenbegrif{ff ach Art 140 Ar  c 16837 WR
Das Grundgesetz kennt ur die Bezeichnung „Religionsgesellschaften“;,
welche 1mM eutischen Staatskirchenrech ZU. ber- un! Sammelbegri{ff
sowohl fUüur altkorporierte erbande das sind Kirchen un Religionsge-
meinschaften) Ww1e für neukorporierte KReliıgionsgesellschaften wurde.
Unbestritten gehören die evangelische un: die katholische Kirche den
Religionsgesellschaften, VOoNn denen ın Art R3 WRV die ede ist un!
denen die echte elner Körperschaft des öffentl::  en echts VO der
Verfassung her zuerkannt un grundgesetzlich garantıert S1nd.

qaut die Kirchen als KöR der Körperschaftsbegrif: 1mM verwaltungs-
echtlichen Siınne nıcht Nur formal, sondern auch materiell anwendbar ist
oder nıcht, darüber g1bt unters  1edliche Autorenmeinungen. Eınige

die Kiıirchen sind KOR SU1l generıIs, wobel die ualıta einer KOR
die Juristische orm für den öifentli  en Status darstelle; andere VeI-
stehen die A KOöR als eine Summe VO  ; Befugnissen un ähig-
keiten öffentlich-rechtli:  er Art el gibt Kernbe{fugnisse, die der
Staat nıcht auiheben kann, un! andere, die auf dem Wege der einfachen
Gesetzgebung staatlıcherseits N  < zuerkannt, eander oder aberkannt
werden können.
Die Kınzelausstattung der Rechtsstellung der Kırchen als öffentlich-recht-
liche Religionsgemeinschaften bleibt auch nach dem Grun  esetz dem e1IN-
achen Landesgesetzgeber überlassen.
Jedenfalls stimmen alle Autoren darın übereıin, daß der Inhalt WI1e der
Umfang der öffentlich-rechtlichen Befiugnisse un!' Fähigkeiten der Kır-
chen als Oöffentliche Korporationen dem alteren echt entnehmen S1Nd.

Der VO der Rechtsgeschichte her BeSTi1iMMEeeN-
de Inhalt der ÖöitenNtTIIie  en Korporatiıonsquali-
tat der Kirchen

Im Zeitalter des absolutistischen Staatskirchenrechts hatten die Kirchen
ufgaben erfüllen, die zumindest auch Un Interesse des Staates

Diese grundsätzlichen Ausführungen berühren verschiedene Aspekte, vornehm-
lich aber das Mehrwertsteuerrecht.
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en Darüber hinaus hat der as den Kiıirchen durch Gesetze oder
landesherrliche Verfügungen echte, ıchten Uun!: ufgaben übertragen,
deren uSsubun S1e Iräagern der mittelbaren Staatsverwaltung machte.
In dieser elıt die Kıiırchen ıcht NUuUr tolerıert, sondern rezıplert
un integriert, daß S1e ihre Eigentätigkeit Tra Fıgenrechts ausübten.
Um den eutigen Rechtsstand umschreı1ıben, muß INa.  ; aut die estim-
mMungen des ALKR, auf das Bayerıische Religionsedikt VO  - 1809/1818, auftf
die Preußische Verfassungsurkunde VO  5 1850 oder aut das Oldenburgische
Staatsgrundgesetz VO  - 18592 rekurrlieren, wobel diese Gesetze ihrerseits
wiederum alte, bestehende Rechtsverhältnisse ordneten. Dıie 1er eısplel-
haft zitierten Staatskirchengesetze en andererseits keine statischen
Verhältnisse gescha{ifen, olgten eine el. VO  5 Gesetzen, Erlassen
un Verträgen, die VO. sıch AUuS wıleder eC| egründeten.
Die umme der Rechte der kirchlich-öfiffentlichen Körperschaften kann also
nıcht W1e aus einem einfachen Prinzıp abgelelitet werden. S1e ist 1Ur aus

dem geschrıebenen un dem ungeschriebenen echt (= ewohnheitsrech
erfahrbar, wobel beachten 1st, daß ıs heute der Kultussereich noch
Sache der Ländergesetzgebung ISE Es hat auf diesem (Gebiete n1ıe eın
einheitliches Bundesrecht exı1ıstiert. enere annn INa  ® Aur S daß
die Kirchen einen öffentlich-recht!l:ı:  en Status besitzen. Die ekannte
staatskirchenrechtliche Liıteratur ist allgemeıner Art, detailliıerte Abhand-
Jungen, die spezle. diesem Problem ellung nehmen, liegen nıicht VO  H

Eirst das StiG 1967 zwingt dazu, den Sachverhalt erforschen.

Wiıe schwier1g der allgemeıne Ausgangspunkt 1St, soll durch ein1iıge Zita-
tionen aus dem ALR (2 Teıl, 11 Titel „n den Rechten un Pflichten
der Kırchen un! gelstliıchen Gesellschaften‘) belegt werden:

10 Wohl aber können mehrere Einwohner des Staates, Relig1ions-
übungen sich verbinden.

S 11 Religionsgesellschaften, welche sıch ZU öffentli  en KFeler des Got-
tesdienstes verbunden aben, werden Kirchengesellschaften genannt
ota Der Preußische Verfassungsartikel 13 unterscheidet abwel-

chend zwıschen Relig1ions- un! geistliıchen Gesellschafiften
Or 12 Diejenigen, welche gewl1ssen anderen besonderen Religionsübun-

gen vereinigt sSind, führen den Namen der geistlichen Gesellschaften
ota Der Begrii£ der geistlichen Gesellschaften wird 1ın 939

deMNniert.
Sn Die VO. Staat ausdrücklich aufgenommenen Kirchengesellschaften

en die echte privileglerter Korporationen.
Nota Dazu gehören die gelstlıchen Gesellschaften, WI1e Stifte, Kl10-

ster un: en.
Ausdrücklich aufgenommen SINd die evangelische Landes-
ırche und die katholische iırche
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18 Die VO.  b ihnen ZULC usübung ihres (iottesdienstes gewldmeten Ge-
au! werden Kiıirchen genann(t, un! S1nd als privileglerte Gebäude
des Staates anzusehen.
ota Als öffentliche achen Als solche Sind S1e dem Prıvat-

eigentum entzogen, obwohl 1mM 1gentum der Kirchen

S DdO Die Kirchengesellschait besteht aus gelstlichen un weltlichen Mit-
gliedern.

Es wIıird 1er schon deutlich, daß die en (= geistliche Gesellschaften)
qals Bestandtel der ırche verstanden werden, zumal die Untertitel (=
bschnitte Titel 11) ın dieser Reihen{folge W1e lauten: Von den
Parochien, VO  ; geistliıchen Gesellschaften überhaupt, Von katholischen
Domstiften un apıteln, VO  z Klostergesellschaften, VO  . weltgeıistlichen
Canonicıs, VO  ; Mönchen un! Ordensleuten un schließlich VON protestan-
tischen Stiften, Klöstern, Ritterorden un! deren Mitgliedern Beach-
enswer 1St, daß den alteren Textsammlungen Z ALR dieser
Stelle die späteren Gesetze der Preußen-Könige ber die Kirchenverfas-
Sung der evangelischen Landeskirche un ber die Circumscr1ption der
katholischen Biıstümer un! deren Vermögensverwaltung eingeschoben
werden.

Dıie Organisatıon und echtliche Stru  ur der
Kıiırche

Die evangelısche Kirche ist echtlich anders strukturiert un organıslert
als die katholische iırche
Die evangelische iırche 1n Deutschland ist der jüngste un durch-
aus vorläufige Versuch, 1ın einem Bund VO  m lutherı1s  3r reformilerten un
unlerten Kıiıirchen (Landeskirchen die bestehende Gemeins  aTt der EVa.

gelıschen Christenheit ichtbar machen. Die EK  b ist a1SO keine „Kirche“,
sondern ANUur eın Bund VO  5 Kirchen. Die evangelische Kirche ın Deutsch-
land besteht NUur aus Landeskirchen, 1mM iın  TG auf den EK auch
Glie  ırchen genann(t, deren ar 28 gibt
en der „Inneren 1ission“ als kircheneigener Einrichtung besitzt WalLlr

die evangelische iırche eine e1. VO  D Organisatıonen, die aber alle als
Ün Vereine vo vergleichbar den katholis  en iırchlichen Verel-
Nnen, WI1e Kolpingwer. bezeichnen Sind. Grundsätzlich kennt aber die
evangelische Kiıirchen eiıne en
Die katholische Kirche dagegen ist einNne universale Institution DIie tLra-
genden Grundp{ieiler der Kirchenverfassung sind der aps als achfolger
Petri un der Epıskopat. Damit ist ugleich das In der katholischen iırche
waltende hierar'  ische Ordnungsprinz1ip angesprochen ierarchie besagt
(Sstufenweise) el.  abe der Kirchen-, eihe- un: Leitungsgewalt
Die geordnete Führung des Gottesvolkes erfordert eine are Abgren-
ZUNg der Führungsbereiche. Diıiese Abgrenzung erIfolgt grundsätzlich auf
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territorlaler rundlage Unter diesem Aspekt ist die ırche aufgegliedert
1ın rtskirchen (= Biıstümer), diese wieder ın Pfarreien.
Das Territorlalprinzıp wird allerdings zugunsten VO.  b aut personaler
rundlage gebildeten Gemeinscha{fiten urchbrochen Im weltgeistlichen
Bereich ges  TE das durch die sogenannten Personalpfarren (Pfarreıen
IUr bestimmte Personen, W1e Soldaten, für Angehörige bestimmter Na-
tiıonalıtäten, TUr Anstalten USW.), 1mM klösterlichen Bereich SiNd das die
rden, Kongregationen, Genossenschaiten un! Säkularıinstitute, deren
Mitglieder auch Religıiosen genann entweder Lalıen oder erıker Sind.
Die Religiosen en die gleichen Verpflichtungen WI1e die weltgeistlichen
erıker un weıtere, die ihnen Von der ırchliıche Autorität ZUr Aui-
Jage gemacht werden. Die Klosteroberen en der kirchlıchen Gewalt
Teil, die Höheren Oberen SiINd Ordinaril un! damıt 1r Hoheits-
trager. In priesterlichen Verbänden besıitzen die Oberen un! die Kapitel
Ka kirchlichen Verfassungsrechts auch lurisdiktion.
Die einzelnen Ordensgemeinschaf{iten, ın siıch hierarchiıisch strukturiert, sind
1ın verschiedener Weise der allgemeınen irchliche lerarchle verbunden
un! ihr unterstellt. Wie die Bischöfe mıit ihren Dıözesen unterstehen die
en dem Papst als oberstem Hırten un: Lenker der irche In en
außeren seelsorglich-pastoral-caritatıven un educatıven Aktivıtäten
terstehen die Ordensgemeinschaften als erbande w1e auch die einzelnen
Mitglieder dem Diözesanbischof. Auch ın bestimmten klosterinternen Be-
Jangen unterstehen S1e dem bischö6{flıi  en Oberhirten SONSien sıind die
rdensgemeinscha{iten der Iurisdiktion entweder des Diözesanbischof{fs
oder des eılıgen Stuhls oder des Bischof{fs mıit dem eılıgen

unterstellt. Das rück sich ın der Unterscheidung: Ordensgemein-
chaften Bischö6flichen un! Päpstlichen echts aus.

Wiıe die evangelische verfügt auch die katholische irche ber eine An-
zahl VO  5 Organıisationen, W1e Tertiarengemeinschaften, Bruderscha{fiten
un! sogenannte religiöse Vereine (Iim eigentlı  en Sinne) Diese werden
durch das 1r Vereinsrecht des CI normiılert Zu den bedeutenden
irchlichen Vereinen gehören das Kolpingswerk, die KAB, die 0-
lischen Jugendorganisationen, die anderen Standesorganisationen un! auch
der Caritas-Verban Die katholischen en zahlen also iıcht die-
sSen Organisationen der katholis  en irche S1e gehören vielmehr den
verfassungsrechtlich konstitulerten Gliedgemeinschaften der Kirche Das
ÖOrdensrecht ist eine ars des konstitutionellen Rechtsteils des CIe der die
hlerarchische ruktur, die verschiedenen Ämter un ewalten un ihre
Partizıpatıon daran es
Die einzelnen Ordensgemeinschaften unterscheiden sich voneinander durch
ihr spezifisches, ihnen eigentümlıch selendes Tätigkeitsziel. Keine Kon-
gregatıon ann gegründet werden, ohne daß eın N1s Certus et proprius
nachgewlesen wWwIird. Eın allgemeınes Ziel lle er. der Frömmigkeıt
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un der Carıtas genugen nıcht. Ferner muß das ründungsziel einer kıiırch-
ıchen Notwendigkeıt oder Au{fgabe entsprechen. nders als bel kirch-
iıchen Vereinen 1er genugt die Zustimmung des Diözesanbischo{s
werden Ordensfiamıilıen NNUr durch einen ırchlıchen Hoheitsakt begründet
In dem betreffenden Errichtungsdekret wıird das konkrete Ordenszliel kon-
firmilert, die Eingliederung ın dlie Hierarchle testgelegt un! die Antenil=
nahme der kirchlichen Gewalt umschrieben. Damıt erhalten diese Or-
densgemeinschaften un! ihre Mitgliıeder den kirchlich-hoheitlichen AUI=
Lrag, das diesbezügliche echt un! die entsprechende ıcht, 1 Namen
der irche öffentlı  en Gottsdienst vollziehen, Seelsorgs- un: Miss1ıons-
tätigkeıt auszuüben un er des tätigen Apostolats verrichten. Die
institutionalisiıerte usubun der SsSog er der geilstigen un leibliıchen
armherzigkeıt (d des tätıgen Apostolats, WI1e Krankenpflege, nier-
richt un:! Erziehung) ist raktischer USdTUC! un! Zeugn1s des christlıiıchen
Glaubenslebens u damıt zugleich edium der irchliche Verkündigung.

Dıe hohei  iliche Tätigkeit der Kırche
Daß die Kirche öffentlich-rechtliche uIigaben r{üullt ist unbestritten.
S1e damıt Hoheitsrechte gleich den staatlichen Körperschaften besiıtzt, ob
S1e sıiıch ZU  — ur‘  uhrun ihrer ufgaben hoheitlicher ıttel bedient
es 1mM verwaltungsrechtlichen Sinne verstanden ann Ur VO -

terlellen Korporationsbegri{ff abgeleitet werden. Es genugt nıcht die Be-
ra  un institutioneller erkmale, ist auch die funktionelle Seılite
mıt einzubeziehen. Anders als bel den naturwüchsigen oder erst geschaf-
fenen staatlıchen Körperschaf{iten, deren echte STEeIS abgeleıteter SO
Sind, ist der ırche eine VO aa una  ängiıge, vorgegebene Herrschaits-
gewalt immanent, die sich ın der GesetzgebungSs-, Befehls-, 1Sz1plı-
Nar- un! Zuchtgewalt außert. Wiıe bel staatlichen Körperschaften
InNnan ZWarTr auch bel Kirchen von Autonomie sprechen, aber ihre Trklä-
rung als KOöR hat nıcht konstitutive, sondern 1QUDE  b deklaratorische Bedeu-
LUNg, ist nıcht Verleihung, sondern Anerkennun dieser kirchlichen Herr-
scha{its- un! damıt Gesetzgebungsgewalt für den Bereich des Staates Diıe-

Autonomie ist verfassungsrechtlich garantierte Realıtät, S1e manıl-
festiert einen Komplex hoheitli  er echte, ihre usubun stellt hoheı1t-
iıche Tätigkeıit dar (Desha sind die Geistlıchen der Kirchen öffentlich,
aber nıcht Imittelbare. Staatsbeamte). Hınzu kommen die delegierten Ho-
heitsrechte des Staates, Ww1e das Besteuerungsrecht, das wirklich als
„autonomes Recht“ bezeichnet werden ann Darüber hinaus wird
die Kirche durch das heutige Kirchenverständnıs 1mM Sinne einer art-
nerschaft un Zuordnung ZUTrC Erfüllung von staatlıchen uIigaben her-
aNgEZOLECN.
Auch die heutigen reın staatlichen KöR lassen siıch 10101 6 materiell-rechtlich
oder funktional eschreiben Auch das Verwaltungsrecht annn ihr SE
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schichtliches Entstehen und achsen nıcht 1gnorleren. Man en nNnur

die öffentlich-rechtli  en Sparkassen, das ZAF, die iftung Oolks-
wagenwerk. Die echtslehre chreibt den Oöffentlı  en Korporationen be-
stimmte erkmale Zı W1e Autonomıie, Diszıplinarrecht, vorbehaltliche un!
eigentümliche Au{fgabenstellung, Annahmezwang, Durchsetzungszwang,
eurkundungSs- un Slegelrecht, Staatsaufsicht, Finanzhoheit un! Zwangs-
mitgliedschafit us Diese sind aber nıcht essentieller, sondern 1Ur kzıden-
teller Natur Auch stehen Hoheitsrechte un! Staatsau{fsicht ın keinem
orrelationsverhältnis zueinander, S1e SINd vielmehr 1! dlie voneinander
unabhängigen Folgen des besonderen 1n der Aufgabenstellung begrün-
deten Verhältnisses, S1e SInd nıcht eın Essentilale der Oifentli  en Körper-
schai{it, sondern Jlediglich akzessor1ischer Natur

Setzt INa  } diesen Sachverhalt ın Relation den ırchlıchen Körperscha{i-
ten Ofifentli  er Rechtsnatur, annn S1Nd die staatlıchen un: die kirchlichen
Korporationen seinsgleich S1e unterscheiden sıiıch Nur dadurch, daß die
staatlıchen KOR ihre ufgaben 1m Interesse un! 1mM Auftrag des Staates
1ın Unterordnung untfier iın er  en; während die Kirche ZWar auch 1mM
Interesse des Staates wiırkt, Aaus der Anerkennung ihres Status pu  I1CUS
durch den Staat rlangt S1e aber nıcht ihre Rechtsqualifikation Ihr eigen-
ständiges Rechtssein ist vielmehr orgegeben un!:! konstitutiv für eben
den Status pu  1CUS, der staatlıcherseits 1ın den Körperschaftsrechten selinen
aquıvalenten Ausdruck
Aus der Qualifikation der Kirchen als KöR chlıeßt das Bundesvertias-
sungsgericht, daß die Betätigung ırchlicher Gewalt usübung der öffent-
iıchen Gewalt sSel. Denn der Begri{ff der öfifentli  en Gewalt umschlıeß
sich staatliche un: in Gewalt Auch wenn INa  5 die öffentliche (ze-
alt eingeschränkt 1M Sinne der Nnur staatlıchen oder mittelbar staatlıchen
Gewalt versteht, ben mittelbar staatliıche Gewalt die Kirchen 1n den
Fällen aQUS, ın denen S1e die VO aa verliehenen Befugnisse ausüben
oder Soweıt ihre Maßnahmen den ırchlichen Bereich überschreiten oder
ın den staatlıchen Bereıich hineinreichen. Auch Wenn INa.  5 voll realısıert,
dalß die Rechtsbere1i VO  } Staat un Kıiırche ZWar ommunikationsfähl
aber doch grundsätzlich eschieden SINd, olg eigentlich NUr das daraus,
daß die beıden egriffe Oifentliche Gewalt un: Oöffentl;ı  es eC| ambı-
valent un! NUur 1mM welteren Sinne verstehen SINd. Allerdings agıert
nach Ansıcht des Bundesverfassungsgerichts nach W1e VOT das Steuerrecht
mıit den en „OÖffentliche Gewa un „OÖffentliche ufgaben“ gerade
1m ın  1C| auf den der Selbstbestimmung un Eigenrechtsmacht untier-
liegenden Kernbereich kirchlichen andelns
Wie kurilos die inge auch heute noch liegen, soll ZW el Beispielen de-
monstriert werden: gleic se1t Weimar die Staatsaufsicht ber die Kıir-
chen abgeschafft 1St, g1ilt auch heute noch Bereich des ehemaligen Lan-
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des Preußen das Vermögensverwaltungsgesetz VO.  m; 1924 Ebenso exı1ıstieren
iın fast en Bundesländern och Kultus-Ministerien. ber Kultus hat
nichts mi1t Kultur tun, das Wort „Kultus“ ist e1n Synonym fUr elıg1on

Dıe en untier staatskirchenrechlichem Aspekt
Die en sSind auch heute och fast ausschließlich auft den Gebileten der
Wissens  aft, der Seelsorge, der Erziehung, des Unterrichts un der Kran-
enpfliege tätıg. Im Moment ihrer rundun S1e immer SEe1NS- un
zweckgerichtete Antwort auft Notwendigkeiten un: Notstände, die ent-
weder ın der ırche herrschten, be1l den Gläubigen en oder
das Allgemeinwohl beeıiınträchtigten. Das gesamte ungs- un Erzle-
hungswesen W1e auch die Krankenversorgung bis 1ın die Neuzeıit
hinein eine erra Uuda. Die ırche als socletas perfecta neben dem Staat
SII ıer eın S1e hat VO  ® ihrem göttlichen rsprun her den Auftrag,
die Menschen gesamtmenschlich-vollendeten Persönlichkeiten heranzu-
bilden Die en übernahmen die ONkKkTrTeie Verwirklıchun dieser ‚An
en zugleic) aus der Verpflichtung der Ottes- un! Nä  stenliebe her-
au  N Wo sıch der aa 1mM Miıttelalter auft diesem Gebilet durch selne Herr-
scher betätigte, War mehr eın Maäzenatentum (z ründung VO.  . IJMl
versıtäten). rst als der Staat ın den späateren ahrhunderten mehr un:!
mehr erkannte, welchen Einfiluß ber das chulwesen qauft den Staats-
bürger ausüben konnte, erklärte wachsend das Schulwesen „seiner
Sache‘ 1ne hnliche Entwicklung ist auft dem Gebiet des rzıehungs-
esens festzustellen, die allerdings noch ıcht weıt W1e 1mM Unterrichts-

gediehen 1St, Autoren bereıts VO  } einem „ScCchulmonopol“ des
Staates sprechen. ber auch das existiert nicht, KErsatz- un! Privatschulen

SINd verfassungsrechtlich durch ArFrU garantiert.
uch die Tätigkeit der klassischen önchsorde War für den aa inter-
essant S1e gehörten den großen Kultivatoren der deutschen Landschait,
ihre Landwirtschaften „Musterfarmen“, ihre Betriebe „Lehrgüter
Die Seelsorgsorden SiNd ıcht Aur eLIwas wWw1e der „verlängerte Arm  66
der Kirche, sondern ihre Tätigkeıt ist Eigentätigkeıit der ırche selbst
In Deutschland alle en un! Klöster miıt ihrer irchlichen Grün-
dung nach dem gemeınen echt auch {Uur den aa ex1istent. Es gab keinen
Unterschied zwıschen staatlicher un iırchlicher echtspersönlichkeit
War seizte sich 1ın der staatsabsolutistischen Ara weitgehend durch,
daß lostergründungen der landesherrlichen Genehmigun beduriften, aber
mit der Genehmigung War die Rechtsfähigkeit ohne welieres gegeben
Das reußische Allgemeıne andre (1794) un: das ayerische Religions-

VO  5 1818 garantlerten auch weiterhin dlie öfifentliche ellung der
klösterlichen erbände, die automatisch mıiıt der staatlıchen Genehmigung
ZUT liederlassung die echte eiıner öffentlı  en Korporation erhielten. Die
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bayerischen Klöster wurden durch die staatlıche Genehmiıgun nıicht NUur

juristische ersonen, sondern S1e erlangten überdies ohne ausdrückliche
Verleihung glel  ze1ltl die ellung VO  ; KOR

Zusammenfassend ist dieser Stelle zunächst 9 daß ın Deutsch-
land u5Sg  mM Preußen DIsS ZU  — WRV aufgrun: des Art 84

die landesrechtlichen Vorschriften bezüglıch der en weiıter-
bestanden. Somıit besaßen alle en un! Ordensniederlassungen 1ın diesen
Ländern einen öffentlich-rechtlı  en Status Als konkretes eisple sSel
1ler U die Handhabung des ayerıschen Religionsediktes angeführt. Dije
Errichtung geistlicher Gesellschaften edurite nach 76 der Genehmigun:
des Staates bDer der bayerische aat, W1e 1n 89243 VO 18 prı 1906
erläutert, ist STEeTis davon aus  gecCn, dal klösterli Gesellschaiten mıiıt
Rücksicht auf ihre Eingliederung ın den Organ1ısmus der katholischen KI1r-
che als Körperschaften des öffentlı  en Rechts auch 1M Sinne des BGB)
anzusehen SiNd. urch S1e wurden also die Vors  T1ıLien des 28 fIur au>S-

drücklich aufgenommene Kirchengesellschaften, die die Rechte öffentli  er
Korporationen genießen, appliziert.
Nur ın Preußen ist eine Sonderentwicklung festzustellen, aber erst auf-
grun der Verfassung VO  5 1850 un 1mM Verfolg der Kulturkamp{fgesetze

1850 konnten 1ın Preußen Klöster un:! klösterlı Genossenschaiten
frel, ohne staatlıche Genehmigung gegründet werden. ber Art 13
der Verfassungsurkunde bestimmte, dal Klöster ın Zukuni{t 1LUFr mehr
durch Gesetz Rechtsfähigkeit erhalten könnten Damıt ZU ersten-
mal klösterliche Niederlassungen möglich geworden, die TUr den aa als
echtspersönlichkeiten nıcht existlierten, obwohl S1Ee nach irchlichem echt
selbständige Rechtspersönlichkeiten darstellten. Die bıs 1ın exıistieren-
den Klöster un klösterlichen erbande behielten ]jedoch ihren öffentlich-
echtlichen Status bel Die eigentliıch einschneidenden Maßnahmen führ-
ten die Kulturkampf{fgesetze herbe1i urch S1e wurden alle en un!
densähnlichen Kongregationen mıiıt Ausnahme jener, die sıch ausschließlich
der Krankenpflege w1]ıdmeten, VO  5 dem Gebiet der preußischen Monarchie
ausgeschlossen. ber 480 Ordensnilederlassungen wurden auIigelöst eich-
zelıtig verloren alle klösterlichen erbande un Niederlassungen mıi1ıt der
Auflösung ihre staatlıche Rechtsfähigkeıit, die S1e nach dem ALR bislang
besaßen Als nach Beendigung des Kulturkampf{fes die en wieder nach
Preußen ZUTU!  ehren konnten, blieben die Ne  > errichteten Niederlassun-
gen ohne staatlıche Rechtsfähigkeıt, da diese Nur durch eın esetz wieder-
rlangt werden konnte. Eın solches Gesetz wurde aber T einmal ın
Preußen erlassen, un ZWar 2 183833 fÜUr 157 Ordensniederlassungen,
n]ıemals aber fÜr einen gesamten Verband Obgleich Art. 13 Pr erf bis
1918 geltendes echt WAar, wurden dennoch auch weiterhin, selbst noch Z

Zeeıt des ulturkampfes, Klöster un Genossenschaften auti dem Verwal-
ungswege ra königlicher Verleihung mit Korporationsrechten Le-
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statiet zwıschen 1852 un! 1877 Sind namentlich bekannt. Das Ge-
Seiz VOonNn 1875 hatte außerdem nıcht ohne welteres Sam1ilı: en un!
ordensähnliche Kongregationen, die sıch nıcht der Krankenpfilege w1ıd-
meten, Z Auflösung gebracht 1elmenr wurde die Auflösung {Ur jeden
Einzelfall durch Verwaltungsakt OFr£!  M  I SO blıeben ein1ıge Kongre-
gatıonen VO  5 der Auflösung durch besondere ürsprache verschont. Im
ganzen also 18830 ın Preußen etiwa 30 klösterli Niıederlassungen
oder Ordensgemeinschaften vorhanden, die glel  zeltig öfifentlich-recht-
ıche Korporationen lle anderen de facto nach 1830 wieder be-
gründeten oder Neu gegründeten klösterlichen Niederlassungen oder
rdensgemeinschaften für den Staat echtlich nıcht ex1istent. Sie
durften noch nıcht einmal Z Sicherstellung ihres Realvermögens des
Besitzes klösterlichen ebäuden, Kirchen un! Einrichtungen sich der

elner Kechtsperson nach dem Vereinsrecht des BGB oder nach dem
HGB bedienen. rst die Weimarer Reichsverfassung beseltigte auch dieses
Verbot Da aber die en doch irgendwie wirtschafitlich exı1ıstent Seın
mußten, S1e eZWuNgen, allerlel Auswegen ihre Zuflucht neh-
Inen. Die Einbringung des klösterlichen Besıiıtzes 1ın einen Fideikommiß
erwlıes sıiıch Isbald als unpraktikabel, daß INa VOL 1913 azu überging,
ber Mittelspersonen Kapitalgesellschaften gründen, die als VermO -
gensträger funglerten. Hier ist der geschichtliche rsprung, daß die 1n
Ord- un: estdeutschland domiı1zıliıerten en eiıner Hilfsgesellschaft
bedurften (allerdings wIird nach 19438 diese Hilfsgesellschaft als Rechtsbe-
helf meist 1ın der orm eiınes konstrulert). Die geschichtlich bedingte
Namenswahl e Aachener mmobilien-AÄ G.; eckinghovener rund-
stücks-A G.; Krankenvorsorge-GmbH.) deutet el schon .  9 da ß diese
ıcht sach- un!' realidentisch mit den Ordensgemeinscha{ifiten Sind, sondern
eben eine leider unvermeidbare ilfskonstruktion darstellen

ufgrun der WRV können nach 1918 die en (wıe früher, auch jetzt)
die echte einer KOR erwerben, do  < die Verleihung derselben bleibt nach
W1e VOT Ländersache. Nur Bayern hat auch weiterhin, sowohl nach 1918
WI1Ie auch nach 1948, en mıiıt Körperschaftsrechten ausgestattet. 1el=
eich: spielt 1er der Unterschied zwıschen dem katholischen en un
dem vorwlegend protestantischen Norden eine (unbewußte) Rolle Wo also
1n den einzelnen Ländern die entsprechenden gesetzl!:  en oder verwal-
tungsre!  ichen Möglichkeiten fehlen, mMuUussen auch heute noch die Or-
densgemeinschaften bel Neugründunge einer Hilfskonstruktion nach
dem Vereinsrecht Zuflucht nehmen.
Trotzdem Die rden, die Aaus rechtsgeschichtlichen Grunden 1ın einigen
Bundesländern mehrheitlich nıicht oder nicht mehr KOöR SINd, wirken
beitsmäßig WwI1e die rden, die K6öR siınd oder geblieben sS1ind.
Auch das olk rag nıcht nach der Rechtsqualifikation, kennt Nnur
Klöster un Qrdensgemeinschaften‚ Ww1e ebensoweni1g die rage nach
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dem öffentlich-rechtlichen Status der ırche selbst stellt. Die Öffentlich-
keitsarbeit ist 1ler alleın der entscheidende Faktor. Nur wenn ding-
liıche Rechte geht, muß seltens der en der Rechtsträger bemüht WOeI -

den. Dann ist allerdings die Posıtion der rden, die KOöR sSind, 1n der
Abwicklung VO  5 Rechtsgeschäften weltaus einfacher. Denn rden, die eine
Kapitalgesells  aft qals Hilfsgesellschaft aben, IMUSSeN nach dem Handels-
recht TUr den Vermögensbereich bılanzıeren un! die Jahresrechnun heu-
te gilt das Ur noch {Ur die Hilfsgesellschaft 1n orm einer mtlich
verö{ffentlichen Von dort her auch die Schwierigkeiten mıit dem Ab-
schreibungs-Problem. Hur echte Wirtschaftsunternehmen Sind SCNrel-
bungen una  ingbar die Abschreibungen en verdient werden;: S1Ee
sS1ind Quelle der Investitionen), das es ist aber bel den en einfach
nıcht gegeben (was SOl autf eine iırche abgeschrıeben werden?).
Auch die Steuergesetze tellen nıcht immer autf die Rechtsqualifikation
des Steuersubjekts ab Bel Ordensgemeinschaften ist z. B entsprechend
der Einheitstheorie immMmMer der klösterl; Verband Steuersubjekt, unbe-
schadet dessen, ob einen oder mehrere Rechtsträger hat, ohne Rücksicht
darauf, Ww1e diese Hilfsgesellschaften konstrulert SINd. Beim StiG 1967
ist insofern anders, als die umsatzsteuerliche Behandlung der en
davon abhängt, ob S1e KOöR sind oder nıcht. Diese außeren Unters:  1e'
edıngen eine steuerliche Ungleichbehandlung, obgleich die rden, die
keine KOöR Sind, ebenso wenı1g Unternehmer Sind WI1e rden, dlie KOR SiINnd.

ben die en eıne ohei  ıche Tätigkeit aus
Zunächst ist davon auszugehen, daß die en m1t den Bistü-
InNnern un: Pfarreien den verfassungsrechtlich konstitulerten Gliederun-
gen der Kirche gehören INa.  - in diesem Zusammenhang die These
vertritt, die en der Kırche selen 1n nalogıe AA Verwaltungsrecht
qals hierarchisch-teilrechtsfähige Kirchenverbände bezeichnen, 1st ın
diesem Zusammenhang eigentlich nicht interessant. Denn, 1ne —

ere Theorie aufzugreifen, ist durchaus leg1itim, die staatsgesetzlich g_
währten un garantierten Rechte der Religionsgemeinschaften des öffent-
iıchen echts auch deren echtlich verselbständigten Gliedkörperschaften
zuzuerkennen, zumal wenn diese irchlichen Teilverbände mi1t der Kirche
selbst eine natürliche Einheit bilden Darüber hinaus hindert die Be-
schränkung des Adressatenkreises der bundesverfassungsrechtlichen (ja-
rantıe auft religionsgesellschaftliche Gebietsverbände des Landesrechts
nıcht daran, auch anderen — aIwg nach bestimmten en Gesichts-
punkten oder Aufgabenbereichen abgegrenzten iırchlichen echts-
tragern die Eigenschafit als KOöR verleihen. Wichtig 1st also hler nNnUur,
daß die rdensgemeinschaften ırchliches edium für die Erfüllung der
kircheneigentümlichen Au{fgabe S1Nd. ıne Parallele drängt sich 1ıler un-
gewollt auf Auch der Staat ann iıcht unmittelbar alle seine ufgaben
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selbst erIullen Er bedient sıch el nachgeordneter Gliedkörperschaften,
die deswegen mittelbar der Staatsgewalt teilhaben Das Gleiche g1ilt
auch TÜr das Verhältnis der Kirche den Bıstümern, Pfarreien un! den
en Wenn [Na. a 1SO der Kırche ra ihrer Kıgenre  smacht öffent-
ıches echt un! Offentliche Gewalt, also hoheitliche Tätigkeit zuerkennt,
annn g1ilt das auch ın gleicher Weise Von ihren en
Bel den en kommt och eine rechtsgeschichtliche Besonderheit hinzu,
die ihren spezlellen Rechtsbesitz egenuber dem allgemeinen der iırche
erweiıtert. Die altkorporierten rdensgemeinschaften erlangten nämlich
mıiıt der landesherrlichen Genehmigung eine besondere, ihnen eigentüm-
lıch selende Auifigabenstellung. Niweder erteılte der Landesherr die
Gründungsgenehmigung TT dann, wWwenn die Ordensniederlassung bereıt
War, bestimmte 1mM Staatsınteresse notwendige ufgaben (z Schulen
oder Krankenhäuser) übernehmen un!: erIfüllen, oder 1e ß Ian n
solche OÖrdensverbände Z  9 deren kirchliche Au{fgabenstellung ebenfalls
den staatlıchen Notwendigkeiten oder Wünschen entsprach.

U der Staat den en eine Au{fgabenstellung qals condi1ıt1lo S1INe qua
Nnon der Gründungsgenehmigung auferlegte oder ob die vorhandene Auft-
gabenstellung SeEeINemM Nutzen akzeptierte, 1st 1er ıcht entsche1i1dend.
Denn dieser Unterschied ist auch bei staatlıchen Körperschaften gegeben
Bel naturwüchsigen Korporationen approbiert nämlıch der Staat mıit der
rhebung derselben öffenlich-rechtlı  en Institutionen deren eigenes
Satzungsziel. Wenn dagegen Z Erfüllung sSselner Staatsauifgaben eine
achgeordnete Körperschaft gründet, welst derselben UTr Gesetz das
AufIgabenzie
Wir moOchten den enannten Sachverhalt ein1gen Beısplelen
exemplifizlieren. Im Konkordat VO  5 1817 Yrklärt sich der öÖnıg von
Bayern ausdrückli bereit, 1n Anbetracht der orteıle, welche die en
dem Staat gebracht en un ın der olge auch noch erbringen können,
Klöster (welche durch die Säakularisation unterdrückt worden waren)
entweder Z Unterricht der Jugend ın der elıgıon un den Wissen-
chaften oder Z ushn1ılie ın der Seelsorge oder ZUTFrC Krankenpfiege
wlederherstellen lassen. So wurde bel der Wiederherstellung eines
Nonnenklosters demselben dlie ausdrückliche Verpflichtung auferlegt, eine
öffentliche Mädchenschule un! eın Erziehungsinstitut fur äadchen atho-
lischer eligion unterhalten. Die königliche Approbation VO.  > WE
wurde 18387 ın einem Ratsprotoko der 1ın interpretiert, daß dem
Kloster beil seiner Konzesslonlierung die Auflage erteilt wurde, dem Utı=
erricht dienen. Denn schon die KReglerung hatte ın einem Amtsbericht
VvVon 1827 Testgestellt, daß dlie Wiedererrichtung des Klosters die
dauernde Verbindung desselben mit der Unterrichts- un Erziehungsan-
stalt eknüpft sel, da das Kloster ohne diese Verbindung füur den aa
überhaupt nutzlos Sel.
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Ebenso hat der Öönıg VO. ayern ın einem spezlellen esetz (veröffent-
icht 1n der ammlun Döllinger) die Wiederherstellun des enediktiner-
Ordens untier der Verpflichtung angeordnet, daß sich erselbe den

ufgaben der wissenschai{itlichen Forschung, des Unterrichts un! der

Seelsorge w1ıdme In dem Stiftungsbrief ber die Errichtung elines
Minoriten-Klosters ZU. 18345 (veröffentlicht 1ın der Weber’schen
Sammlung) wird emselben eine vierfache Bestimmung zugewlesen: Aus-

un Vertretung 1n Pfarreıen, Einkehrtage fur Diözesangeistliche,
Einrichtung einer Priesterbesserungsanstalt un Besorgung der Wallfahrt
1n In einem VO 18343 (Fundstelle ebenfalls die Weber’sche
Sammlung) ist lesen „Nachdem die gelistliıchen Institute der Armen
chulschwestern gleich den Schullehrer-Seminaren öffentliche Anstalten
ZU  —+ Heranbildung VO Lehrerinnen S1INd In einem weılıteren bayer1-
schen VO 1852 bezeichnete der ON1, die Hauptauigabe des
Staates als Obsorge für relig1öse, sittliche un ökonomische Bildung 1n
Haus, Kirche un!' chule, SOWI1Ee die Förderung einer gründliıchen un
nachhaltigen Schu  un Das Institut der Armen chulschwestern sSe1l
Z  — Verbreitung einer solchen Bildung besonders geeilgnet, deshalb sel

die Willensmeinung des Kön1i1gs, daß die Verbreitung des Instituts VOIIN

der Staatsreglerung möglichs gefördert werden soll Z Fortgeltung
des staatlıchen Unterrichtsauitrages die en vergleiche AÄArTt. des

Bayerischen Schulbedarifsgesetzes, Art 28 der Verfassung Tur Rheinland-
Pfalz, 73 des Rheinland-Pfälzischen Volkss  ulgesetze: Somit bedarf

auch heute och icht für die Abstellung VONIn klösterlichen Lehrkräften
staatlıchen Schulen 1ın den Ländern Rheinland-Pfalz un Bayern eınes

Mutterhausvertrages, da die Gestellung durch esetz selbst geregel 1st.

Deshalb werden weiterhin die abgestellten klösterlichen Lehrkräifite
nıcht ach BA'T oder Landesbesoldungsgesetz bezahlt, fur S1Ee g1ibt 1M
NSCHLIU. Art. 24 des Bayerischen Schulbedarfsgesetzes e1inNne besondere
Vergütungsordnung, deren Satze unterschiedslos durchweg dem rund-
gehalt der Eiıngangsgruppe bel absolutem erbpleı 1n der Dienstalter-
stufe entspricht.
Nach dem ALR geistliche Gesellschaften eine Specıles der Kirchen-
gesellschaften. Diese wurden streng alSs Kirchengemeinden oder
Kloster aufgefaßt. Zu beachten 1St, dal erst die Preußische Verfassungs-
urkunde VO.  . 1850 bweichen: VO ALR, das weiterhin Geltung hat, die
Kirchengesellschaiten chlechthin ın Religions- un: geistliche Gesell-
chaften unterscheidet. ichtig ist 1er die Definıtion, die das ALR 1mM

939 VO  e} den gelstlichen Gesellschaifiten feststellt „Unter geistlichen Ge-
sellschaften, deren Mitglieder sıch mi1t anderen Religionsübungen als der
Seelsorge hauptsächlich bes  äftıgen, werden die VO aa (öffentlich)
aufgenommenen also nıcht geduldeten) Stifte, Kloöster un: en ViGI-=-

standen‘“ „Diese en (SO 940) mıiıt anderen Korporationen 1mM aa
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gleiche echte.“ Nach 1ie. Ü  5 kommen die echte der Korporationen NUur
solchen VO Staat genehmigten Gesellschaften Z die Ssıch einem fort-
dauernden gemeinnützıgen Zweck verbunden en 'ra Gesetzes sind
als derartige Korporationen, außer dem aa elbst, anerkannt: Die
Provınzen, die relse, die Stadtgemeinden, die evangelischen un 0-
lischen Kirchengemeinden, die Innungen un Zünite. Die geistlichen (ze-
selilschaiten en alsSO nıcht die Eigenschaft einer mıiıt ]Juristischer Per-
sönlichkei versehenen privıleglerten Gesellschafit des Privatre  S),
sondern Sind Körperschaften des Oöffentli  en echts Schließlich werden
die Klostergesellschafiten 1n 1057 bestimmt als „geistliche Korporationen,
deren Mitglieder ZU gemeinschaftlichem en un gemeıinschaftlicher
Religionsausübung ach gew1ssen un VO  5 der iırche bestätigten Regeln,
durch felerliche Gelübde sıch verpflichte aben  “ In diesem Zusam-
menhang ist hervorzuheben, dal die Tätigkeit der Klöster un en
durch 939 ALR nıcht auf die Verwirklichung innerklösterlicher Belange
un quft die usübung der Seelsorge beschränkt wurde. Sie durften ede
An Aufgabe ausüben, welche Au{ffassung auch 1057 Destätigt. SO
wurde das Mutterhaus der Grauen Schwestern der eiligen Elisabeth
untfer Erteilung der Korporationsrechte 24 Maı 18364 gegründet, WwWOo
ausdrücklich olgende Zwecke bestätigt wurden: unentgeltliche Ausübung
der ambulanten Krankenpfliege ın den Famıilıen, die Ausbildung der
Schwestern dazu, ihr Unterhalt 1n gesunden, kranken un alten agen,
schließlich hilfsbedürftigen Kranken nach Möglichkeı ahrungsmittel
un! sonstige Unterstutzung gewähren.
lle Körperschaften ben Hoheitsauigaben aUS, ıcht T die staatlichen,
sondern auch die iırchlichen Die ırche In ihrer organısch organıslerten
TK besteht Aaus Biıstümern, Pfarrejien un! en egen ihrer
ellung un! ihrer Eingliederung ın den Gesamtorganısmus der ırche
ben damıt auch die Ordensgemeinschaften hoheitliche ufgaben A4aUusSs.

Das gıilt zunächst fÜür alle Ordensgemeinschaften, eıch ob S1e KOR sind
oder nıcht Be1 rden, die KöR Sind, kommt hInzu, daß ihnen durch be-
sondere ründungsauflagen die Erfüllung estimmter staatlıcher AT
en zugewlesen wurde, Ta dieser verliehenen utonomıie e.S
en S1e direkt der mittelbaren Staatsgewal teıl Wenn dagegen
OÖrdensgemeinschaften, die als 1r Körperscha{iten bereits bestan-
den, VO aa simplicıter miıt Körperschaftsrechten ausgestattet wurden,

erhielten damıt die klösterlichen Satzungsziele gleichzelitig den Cha-
rakter VO  _ staatlichen Hoheitsaufgaben, wı1ıe dieses auch ann geschie.
wenn der aa naturwüchsigen esellschaften Körperschaftsrechte ZU!'

kennt
Auch heute noch zieht der aa die Kırchen ZUr Erfüllung staatlıcher
ufigaben heran. Das Jugendwohlfahrtsgesetz VO  - 1961 erkennt die
gleichberechtigte Partner- un!' Trägers  aft der Kırchen (von der echts-
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qualifikation 1st 1M Gesetz nıcht die für den Bereich der Jugend-
d. die staatlıcherseits UrCcC dle Jugendämter gewähren ist el

hat die nıcht staatlıche Jugen den Vorrang VOL der STaal-
lıchen Jugendhilfe Der Bund als Gesetzgeber hat ausdrücklich
festgelegt, daß den Jugendwohlfahrtsausschüssen Vertreter der Kırchen
angehören mMmussen Im Rahmen dieses Gesetzes ist die Vereinigung
Deutscher Trdensobern als zentraler Iräger der Jugen durch die
Landschaftsverbände ın NR  = anerkannt worden.

In diesem Zusammenhang ist auft die Verfassungen der deutschen Bundes-
lJänder aufifmerksam machen In der Verfassung des Landes aden-
Württemberg el „Die Kirchen entfalten sich ın der Erfüllung
ihrer religı1ösen ufgaben frel. Ihre Bedeutung für die Bewahrung un:
Festlegung der religı1ösen un! sittlichen rundlagen des menschlichen
Lebens wird anerkannt. Die Wohlfahrtspflege der Kırchen wIird gewähr-
eistet. Verantwortliche ITräger der Erzıehung SINd In ihren Bereichen die
Religionsgemeinschaften. Im Bereich des Jugendschutzes können die ARNT=
gaben der Gemeinden auch UrCcC die freie Wohlfahrtspflege wahrgenom-
5 werden.“ In der Verfassung des Freistaates Bayern werden die ((e-
meinden als ursprüngliche Gebletskörperschaften des offentlı  en echts
bezeichnet. nen können ufgaben übertragen werden, die S1e Naimnens

des Staates erIullen en urch Art 127 WIrd das eigene echt der
Religionsgemeinschaften auf einen angemMesSechen Einfiluß bei der Erzle-
hung der Kınder ihres Bekenntnisses gewährleistet Art 133 YTklärt dann,
dalß die Religionsgemeinschaften Bildungsträger sSind. Art. 146 gewähr-
eistet das Kıgentumsrecht un andere echte der Religionsgemeinschaften
en un!' Kongregationen ihren fuür Kultus-, Unterrichts- un! Wohl-
tätıigkeıtszwecke bestimmten Anstalten. Die Bremische Landesverfassung
bestimmt 1ın Art. 63, daß die VO  } den anerkannten Religionsgemeinschaf-
ten oder ihren Organisationen unterhaltenen Krankenhäuser, Schulen
un: Fürsorgeanstalten als gemeinnützige Einrichtungen gelten Die Par-
allele azu ın der Verfassung des Freistaates ayern ist interessant. Hıer
el ıLa} Art ‚Bayern dient dem Gemeinwohl.“ Die Hessische
Landesverfassung hat sich 1ın Art 5() die Auigabe este. durch esetz
oder Vereinbarung die staatlıchen un! irchlichen Bereiche klar CH-
einander abzugrenzen. Es g1bt keinen Hinweils darauf, dal das bereıits
geschehen ist In der Verfassung fuür das Land Nordrhein-Westfalen
bestimmt Art 6, dalß das Mitwirkungsrecht der Kirchen ın den Ange-
legenheiten der Famıilienpflege U der ugendfürsorge gewährleistet
bleibt un! OÖrdern ist Nach Art en die Kirchen das Recht, ın
KErziehungs-, Kranken-, Taf- un: Nl  en öffentlı  en Anstalten eıne
geordnete Seelsorge uszuüben. Die Verfassung TUr Rheinland-Pfalz stellt
dem Staat die Au{fgabe, das Wohlergehen der einzelnen un: der inner-
staatlıchen Gemeinschaften durch d1ie Verwirklichung des Gemeinwohls
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Oördern Art 23 anerkennt das eC| der Kirchen, die relig1ösen Ver-
pflichtungen ezüglı der Ehe mıiıt verbindlicher Wirkung IUr ihre Mit-
glieder selbständig regeln Ferner ist It Art. 26 1ın den gelegenheiten
der ege un! WYörderung der Familie un!:! der Erziehung der Jugend die
Mitwirkung der Kirchen nach Maßgabe der ( ‚esetze gewährleistet. ach
Art 34 ist der Religionsunterricht ordentlı  es Lehrfach den Schulen
Er wırd Auftrag un 1n Übereinstimmung mıit den Lehren und Sat-
zZzungen der betreffenden iırche erteilt Zur Erteilung des Relig1lons-
unterrichts edurien die Lehrer der Bevollmächtigung durch die Kırchen.
Im nı wırd testgestellt, dal die Kirchen anerkannte Einrich-
tungen für die Wahrung un Festigung der relig1ösen un! sıttlichen
Grundlagen des menschlichen Lebens S1ind. Die Kırchen en das Kecht,
sıch ungehindert entfalten. Die iırchlichen Ausbildungsanstalten TUr
Geistliche USW. werden selbständigen Angelegenheiten der Kırchen
Tklärt Art 44 gewährleistet das Eigentumsrecht un andere echte der
Kırchen SOWI1Ee ihrer Kinrichtungen ihren für Kultus-, Unterrichts- un
Wohltätigkeitszwecke estimmten Vermögen. In Art. 46 werden die VO  =)
den Kirchen un ihren Organıiısationen unterhaltenen sozlalen Eiınrichtun-
gen un! Schulen als gemeılınnützig anerkannt. In der Saarländischen
Verfassung werden die Kırchen als Bildungsträger 1M Hıinblick auftf KEr-
ziehung, Unterricht, Volksbildung un! Kulturpflege anerkannt. Der Re-
ligionsunterricht den Schulen WIrd 1m Aufitrag un: Eınvernehmen
mit den Lehren un Satzungen der Kırchen erteilt In Art. 35 wırd tfest-
gestellt, daß die Kirchen auf ihrem Gebiet Vo Selbständigkeit genleßen.
S1ie en das Recht, Vereine un! Organısationen gründen und
unterhalten, die ihren relig1ıösen, carıtatıven, sozlalen un volkserzie-
herischen uIigaben dienen. Ebenso werden die echte der Kıirche un!
ihrer Einrichtungen ihren für Kultus-, Unterrichts- un Wohltätig-
keitszwecke bestimmten Vermögen garantıert. Die VO  - den Kirchen oder
ihren Organıiısationen unterhaltenen sozlalen un carıtatıven Einrichtun-
gen SOWI1LEe ihre Schulen werden 1ın Art. 4.() qls gemeınnützig anerkannt.
Zusammenfassend ist dal die Ausdrucksweise ın den Länder-
verfassungen nıcht einheıtlich 1st. ber unabhängig davon trıtt doch die
besondere staatsrechtliche Posıtion der iırche einschließlich ihrer kar=
chenverfassungsmäßigen Gliederung sehr stark hervor. Die Lektüre der
Länderverfassungen bekräftigt UuUNnseTre iIrüheren Darlegungen.

ben en eiline hoheli  ıche Tätıgkeit auS, die
ıhnen eigentümlich und Y EDeHAalten LSE?

Obgleich Abs StG 1967 1ın keiner Weise mehr mıiıt Abs des
alten StG verglichen werden kann, wird trotzdem VO  5 den bisher
schienenen Kommentaren Abs StiG 67 1mM Sinne des alten Umsatz-
sSteuerrechtes interpretiert, obgleich diese Auslegung dem Gesetzestext
nıcht mehr entsprechen scheıint.
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Das Begriffspaar „eigentümliche un! vorbehaltene uigaben  66 ist bis
heute ın der Laiıteratur och nıcht exa definiert worden. 1eser Begriff
ist SOW1€eS0 Nur eın sekundäres Interpretationsmittel, wWenn INa.  ; sagt,
e eın Annahmezwang oder sind die ufgaben eiıner KöR nıcht durch
Gesetz oder Verordnung zugewlesen, ann gleichwohl öffentliche Ge-
alt ausgeü werden, WenNnl die juristische Person des öffentli  en
echts ufgaben rIUullt, die ihr eigentümliıch un! 1ın ganz erheblichem
Umfang oder 1 Regelfalle vorbehaltien SiNnd“. Keinesfalls verleihen die
vorbehaltenen un! eigentümlichen ufgaben eine Monopolstellung. Das
Begrififspaar 1aßt Z eine Lokaliısıerung ın einer bestimmten Orper-
scha: Z nämlich ın dem Sınne, daß iıhr die Aufgabenstellung eigentum-
liıch sel, aber schon nıcht mehr ın dem Sinne, daß ihr die Aufgabenstellung
exklusıv untier uUuss:! jedes anderen Dritten vorbehalten ware. ons
könnten 1ın eıner nıcht glel  zeıt1 eine Kreis- un eine Stadtspar-
kasse existieren.
Der Kirche SiNnd zweifelsohne religiös-kultische, seelsorgliche un! aposto-
lische ufgaben eigentümliıch un vorbehaltie Ihre konkrete Verwirk-
lichung erschöp{it siıch nicht 1mM Gottesdienst, ın der Predigt, in der akra-
mentenspendung. Bıiıstümer un! Pfarreien sSınd Gebietskörperschaften.
uch der Staat und die staatlıchen Gebietskörperschaften übertragen die
Erfüllung bestimmter Staatsauigaben elgens dazu errichteten Körper-
chaften Ebenso überträgt die irche die onkretfe Realisierung bestimm-
ter irchlicher ufgaben nicht ihren territorlalen, sondern den personalen
Körperschaften, a1S0O nıcht den Bistümern un! Pfarreien, sondern den
Ordensgemeinschaf{ten. Unterricht, Erziehung, Kranken- un Wohlfahrts-
pflege sind mehr als eine Summe VO  ; materiellen Arbeitsleistungen, S1e
Sind Ausdruck eines religı10ösen Bewußtseins un! eiıner irchlichen Sen-
dung, die dem Gesamtwohl sich verpflichtet we1iß. Die Kirchen betreuen
1l1er keine Randgebiete, sondern sind auftf ihrem ureigensten Terrain
sensmäßig tätıg as der Nächstenliebe verpflichtet die Kirchen,
sich ganz konkret durch ihre en der menschlichen ote anzunehmen
un! den Menschen, menschlichen Gemeinschaften un dem Staat im Hın-
1C aut das Gemeinwohl diıenen. Denn aa un irche Sind nicht
Selbstzweck, el stehen 1mM Diıenst der Menschen

Man könnte die rage stellen, ob der Bereich der sogenannten caritatıiıven
Tätigkeiten, den die Kirche unmittelbar durch ihre en ausüben läßt,
dieser un damit den en eigentümlich un Vorbehalten sSe1. ber die
ırche übt das tätige Apostolat ın Erfüllung des Auftrages ihres Stifiters
aus. Ausdrücklich WwIird die Aufgabe auch ın den einzelnen Länderver-
fassungen hervorgehoben un! untier den chutz un die Förderung des
Staates gestellt. Für die irche ist das 1n den Verfassungen un esetze:
begründete echt durch die Konkordate einem aut besonderem echts-
titel eruhenden zusätzlıchen subje.  iven ec der ırche selbst qauf
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uSubun der carıtatıven Tätigkeit geworden. Jede Kinschränkung des
objektıiven echts oder Bevormundung des Staates ın diesem Bereich
würde mı1ıt dem Selbstbestimmungsrecht der ırche ın Widerspruch stehen.

EINZELFRAGEN
Im Tolgenden moöchten WI1Ir aut eingehen,
deren KErörterung die Gesamtdarstellung gesprengt hätte, die andererseits
die grundsätzlichen AusfIführungen zusätzlich bekräftigen.

Da e Systematik der Gestellungsverträge
Ursprünglich hatten die en ihre Ssatzungsgemäße Aufgabe 1ın kloster-
eigenen Kınrıchtungen (Krankenhäuser, Schulen, Krziıehungsanstalten
USW.) VerWIr.  ich Doch schon se1t dem etzten ahrhundert g1bt die
sogenannten Mutterhausverträge (eine Species der Sogenannien Ge  tel-
lungsverträge). Denn irchengemeinden un kommunale erbande hatten
als Träger Krankenhäuser, Waisenhäuser, Erziehungsheime un! Schulen
gebaut, Tfehlte aqaber dem notwendigen Personal. Um dieser Notlage
der Bevölkerung abzuhelien, Stellten die en klösterli Kom-
munıtäten für den Betrieb un die Führung der genannten Einrichtungen
ab DerI oder kommunale Träger behielt weıterhin die 1gen-
umsrechte, die Leitungsgewalt un die Finanzhoheit. Als AÄquivalent TUr
d1ie Tätigkeit der rdensmitglieder wıird der klösterlichen Kommunität
Ireie Station Z Verfügung este. un eine are Mutterhausabgabe
den en gezahlt Erst 1n den allerletzten Jahren erreicht die Mutter-
hausabgabe einen Betrag zwıschen 150,— un: 200,— monatlı:
PrOo abgestelltes Ordensmitglied.
Die Spezlalisation hat auch VOL dem kir:!  ıchen Bereich nıcht alt ge-
acht Hinzu kommt der Priestermangel, oft bedingt durch Neugründung
von Pfarreien ın Satellitenstädten un Wohnbezirken Die Aus-
wirkungen der Bildungspolitik un: der Schulgesetzgebung ‚plelen eben-

eine Deswegen wurden vornehmlıch 1n den etzten Jahren
zunehmend Ordenspriester, aber auch Ordensschwestern un!' Ordensbrüder
vermittels e1INes Gestellungsvertrages MDOG Pfarrdienste, für die kirchliche
Bildungsarbeit, TUr die Mitarbeit In kirchlichen Zentralstellen un als
Religionslehrer as ausschließlich staatlıchen Schulen, aum Er-
satzschulen) abgestellt.
urch den Gestellungsvertrag übernimmt WI1e eım Mutterhausvertrag
die Ordensgemeinschaft die Verpfl_  ung, für eiInNe bestimmte Au{igabe
die notwendigen un: entsprechend vorgebildeten Seelsorgskräfte
tellen Die Kontrahenten eINeEeSsS Gestellungsvertrages S1ind also fast ausSs-
schließlich ir oder staatliche Stellen, W1e Bistümer, irchenge-
meinden, Schulkollegien, Regierungspräsidenten, kommunale erbande
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Mıit dem Gestellungsvertrag verpflichtet sich der rden, e1INe bestimmte,
konkret umriıssene Auigabe eriIiullen Er wa eigenverantwortlich die
1ın rage kommenden Ordensmitglieder AUS un chlägt S1e den kirch-
i1chen oder staatlıchen ehorden VOor, damıt S1Ee miı1t den notwendigen
Fakultäten versehen werden. Da der en selbst Erfüllungsverpflich-
eier 1st, annn jederzeıt d1ie abgestellten Ordensmitglieder (unter Be-
rücksic)  1gung der seelsorglichen oder schulischen elange auswechseln,
ebenso können die enoraden VO. en verlangen, daß eın die vereın-
barte Tätigkeit ausübendes Ordensmitglied abgelös WwI1Ird. Deshalb be-
gründet der Gestellungsvertrag 1Ur eC| zwıschen den vertragschließen-
den artnern, das abgestellte Ordensmitglied trıtt keinesfalls ın eın
Dienst- oder Arbeitsverhältnis der Stelle, se1nNe Tätigkeit Aa US-

uüub  c Das ist UrC| verschledene bundesger1  tLı Entscheidungen Bun-
dessozlalgericht, undesfinanzho({) klar anerkannt worden.
Für die Tätigkeit der abgestellten Ordensmitglieder Z der andere VOCI -

tragschließende Partner den en eiINe bestimmte, vertraglich VelLr-
einbarte Summe. Diese sogenannte Ordensabgabe wIird entweder frel
oder ın Anlehnung eiINe bestehende Besoldungsordnung vereinbart. Im
kirchliıchen Bereich stellt die Ordensabgabe immer e1in Fiıxum dar, das
unabhängig 1ın Bezug auftf das konkret abgestellte Ordensmitglied VonNn

Dienstalter, Stellenzulage oder Ortsklasse gewährt WIrd. Die rdensab-
gaben lıegen damıt 1ın den melsten Fällen der unteren b1ıs sStTens
mittleren Grenze des SONS üblıchen Besoldungskegels SO leg die (Or=
densabgabe {Ur abgestellte Ordensmitglieder 1mMm ırchlichen Schuldienst
oft 1Ur bel 60 — 70 9/9 des ehaltes, das eın ale ın gleicher Position De-
zieht
Um eın welteres eisple NneNNen: Die Ordensabgaben TÜr Referenten,

ırchlichen Zentralstellen etragen se1t Jahren {[1x 000,—
Nur 1n den relatıv wenıgen auf die Gesamtheit der Gestellungsver-
rage bezogenen Fällen, vornehmlich, WenNnn sıch Religionslehrer

staatlıchen Schulen handelt, werden die OÖrdensabgaben, weıl die g_
setzlıchen Bestimmungen fordern, ın Anlehnung BAT Testgesetz
Die Ordensabgabe räg keinen Gehalts  arakter qls aäquivalente Ver-
gütung IUr eine entsprechende Tätigkeit. Die dem en zufließende
Ordensabgabe dient zunächst dem Unterhalt des Ordensmitgliedes ın
gesunden, kranken un: alten en Die rdensgemeinschaft muß die
Kranken- un! Altenlasten für ihre rdensmitglieder selbst tragen, da
Ordensmitglieder auch mıiıt echt nicht der Versicherungspflicht
unterliegen. rIkran eın Ordensmitglied ın der abgestellten Tätigkeift,

wiIird die Ordensabgabe 1Ur für 0  G ochen weılıter gezahlt Normaler-
welse 1st aber der en verpflichtet, eine Ersatzkra tellen
uberdem mussen aus den Einnahmen Urc Mutterhaus- un Ordens-
abgaben die Ausbildungskosten (der philosophisch-theologischen Studien,
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der Grundausbildung überhaupt, der Spezlal- un! Sonderausbildung) g_.
iragen werden. Die Ordensabgaben tragen darüber hinaus f{ur ihren Teıl
mi1t azu bel, dal3 die rein klosterintern (als ere, Verwaltungsschwe-
stern, Ausbilder un! Erzilieher des Ordensnachwuchses tatıgen Ordens-
eutfe ebenf{Talls en können. Dieser Lebensunterhalt besteht aber nıicht
ED AaUusS osten der Bekleidung, der Ernährung un:! des ArbeıtsmaterIl1als,
sondern auch Kloster un Klosterkirche als materielle Lebens- un! Ar=-
beitsvoraussetzungen MUSSen unterhalten werden. Darüber hinaus Sind,
NACHT. em 1ın priesterlichen Ordensgemeinschaften, viele Ordensangehörige
ohne jede Bezahlung seelsorglich tätıg, Sn als Beichtväter, 1mM prech-
zımmer, 1n der Krankenbetreuung USW.

Die Mutterhaus- un! Gestellungsverfträge tellen sich a1lsSO als eın Ver-

waltungstechnisches edium dar, vermıittels derer der en selnen
irchlichen Auftrag un! seine Sendung TrIUullt.

ben dıe en ur e ihre aul FA VO Ül er-=
aus- und Gestellungsveritirägen taätıgen Ördens-
miıtglieder eıne hoheli  ıche Tätıgkel aus?

Nach den grundsätzlichen Ausführungen dürifte eın Zweifel darüber be-
stehen, daß die Ordensgemeinschaften als Gliedkörperschaft des (;esamt-
Organısmus iırche eiINe hoheitliche Tätigkeıt ausüben. ber den harakter
der unmittelbar direkt VOIN Kloster selbst ausgeübten Tätigkeit dürfiten
also keine Zweifel estenen Es ra sich NUr, ob auch die mittelbar
durch das Kloster ausgeübten Tätigkeıten hoheitlicher Art SiNnd.
Die Verwirklichun des kirchlich-klösterlichen uitrags SETIZ DeL
nicht VOTFauUS, daß NUur klösterlichen Einrichtungen VerwIir. WEr -

den kann, a1sSO 1ın jenen Institutionen (wie Schulen, Erzıiehungsheimen,
Krankenhäusern USW.), deren Eigentümer un! Träger der en selbst ist
Es gibt nämlıch ufgaben, die sich überhaupt ıcht 1mM Rahmen klöster-
iıcher Eigeneinrichtungen urchführen Jassen, W1e ambulante amı-
lienpflege, Krankenpfiege, Betreuung VO.  ; Suchtgefährdeten USW.

Die en SInd bei der Verwirklichun ihres Auftrages icht die
lokale, klösterli „Wohnstätte“ gebunden. Als „mobile Iruppe der
iırche werden S1e VO  5 ihrem Mutterhaus dorthin gesandt, Not
Mann ist, konkret real das Ordensziel VerWIFr. werden mMUu.
Damit reduziert sich die Frage nach der unmittelbaren oder miıttelbaren
Tätigkeit eigentlich NUur aut die Frage, OD d1lese ın klostereigenen oder
klosterfremden Einrichtungen ausgeü WIrd. ber diese Unterscheidung
eigentumsrechtlicher Art ist reıin akzidenteller Natur

Denn wesentlich un! allein ausschlaggebend be1l en Tätigkeiten ist,
daß dieselben nıicht durch das einzelne Ordensmitglied (im eigenen Namen
und 1mM eigenen Wollen) ausgeü werden, sondern 1 Aufitrag un! 1m
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Namen des Ordens Der en selbst ist CS, der WIrkt, der die ufgaben
TIULLT, der durch SECE1INEe Ordensmitglieder tatlg WwW1Ird
Man könnte Iragen, ob die singulär personelle Tätigkeıit der einzeliInen
abgestellten Ordensmitglieder (Z als Lehrer oder Religionslehrer
allgemeınbi  enden Schulen oder als Krankenschwester) noch e1InNne hoheit-
ıche Tätigkeıit darstellt Sie können deswegen schon nıcht 1ın einen privat-
wirtschaftlichen Wettbewerb eintreten, weıl heute allgemeın Lehrer fehlen
un! eın angel Krankenpfilegepersona exı1stiert. Der aa ist daraut
angewlesen, daß en Lehrkräfite Z Verfügung tellen, daß Ordens-
gemeınschaften Krankenhäuser Vversorgen. Ks ist nicht übertrieben

die Krankenhausversorgung W1e auch manche Sparten des Unter-
richts würden zusammenbrechen, WEeNN die en sich AUS diesen Anı
gaben zurückziehen würden. Hınzu omm die allgemeın ekannte 'T at-
sache, daß Krankenhäuser, die 1 Rahmen eINEes Mutterhausvertrages VonNn

Schwesterngemeinschaften betreut werden, für den Staat weniger Sub-
ventiıonen erfordern alSs Krankenhäuser, die Nnur mıit weltlichem Personal
arbeılıten. Ebenso SINd die VO  b Kirchen un: en getragenen Ersatz-
schulen bel ZU 'Te1l besser speziıfis  er e1IStUN für den aa weltaus
illiger 3S SE1INE eigenen chulsysteme
Das (janze stellt sich SOM als eiINe partnerscha{ftliche, gleichberechtigte
Korporation auf ebıetiten dar, die unfier verschledenen Aspekten dem
Staat un der Kirche als Au{fgabe este Siınd
Man cdarit aber die en nıcht als eın Reservoir oder als eINe Fabrık
betrachten, AaUus der enNlende Pfarrgeistliche, Krankenschwestern, Lehrer,
Heimerzieher u>s  z ZU des Staates oder der KIirche angemietet
werden können. Keın Ordensmitglied ist 1900a Religionslehrer, Lehrer,
Krankenschwester, Erzieher, Fürsorger. Der Ordensmann kennt keinen
Unterschle: zwıschen Beruf{fstätigkeit un prıvater Freizeit. Er ist immer
ganzheitlich qals Ordensmitglied atıg Seine Arbeit IM Rahmen des (;e-
stellungs- un! Mutterhausvertrages als gesamtheitlichen Auftf-
Lrag der Kirche auS, auch die Krankenschwester ist STEeiISs seelsorglich tatıg
Der „kKlımatısche“ Unterschle: zwıschen einem reinen weltlichen un
einem religı1ösen TankenNnaus ist Nnu  H gut bekannt Die OÖrdensschwe-
ster kennt keinen 8-Stunden-Tag, IUr S1e 1st der Patient nicht TT eın
mediziıniıisch ranker, S1e nımm sıch selner menschlichen und seelischen
ote
Miıt der Erfüllung der vertraglichen ufigaben ist der Arbeitstag dieser
abgestellten OÖrdensleute nıcht rIüullt S1e en daneben oder darüber
hinaus oder gleichzeitig als seinsmäßıige Basıs den irchlichen Auftrag
erfüllen, als klösterli Gemeins  aft das Offentliche un: den Oll=
fentlichen Gottesdienst der ırche vollzıehen lle gelstlichen Lehrer
un! Erzieher vollziehen außerhalb ihrer Beru{fsstunden den Gottesdienst,
predigen, hören Beichte oder ben SONS seelsorgliche Funktionen AaUuS.

308



Das aber ıcht als „Ausgleichssport“ oder weil eın Famıiliıenleben e.
sondern weıl dieses dıie Basıs des relig1ös-klösterlichen Lebens Eeirk weıl
sich dieses als notwendiges 1e elner gesamtheıitlichen Haltung de-
monstriert.

Dıe en als teuersubjekt
Nach der VO BFH maßgeblich formulierten un 1ın der Liıteratur ;a'ner-
kannten Einheits-Theorie werden die Ordensgemeinschaften unabhängı
Von ihrem oder iıhren zıvılre  lichen oder handelsrechtlichen Hilfsgesell-
chafiften als e1in einheilitliches Steuersubjekt behandelt Steuersubjekt In
diesem Sinne ist immMmer der Gesamtordensverband (Kongregation), der
Provinzverband oder das selbständige Einzelkloster (z eım Benedik-
tLınerorden). Wenn WITr einmal ın dieser Terminologie verbleiben, S
hat der klösterli Verband seine Verwaltungsorgane (z die Provın-
zlalate oder Generalate), selne Ausbildungseinrichtungen (Postulat, INIO=
Vlzlat, die Studienhäuser, Krankenpflegeschulen USW.), SeINe Klosterkir-
chen die sehr oft zugleich Piarrkirchen SIN SeEeINEe Einriıchtungen ın 1gen-
tragers  ait (wle Krankenhäuser, Erzıiehungsheime, Ersatzschulen USW.)
Im Rahmen VO  ; Mutterhaus- oder Gestellungsverträgen hat die Tdens-
gemeinschaft Pfarreien, Krankenhäuser, Schulen, Fürsorgeheime us Z

Betreuung übernommen. Was die einzelnen Ordensmitglieder anbetrifft,
sınd S1e vermıttels VO.  ; Gestellungsverträgen als Pfarrgeistliche, Lehrer,

Religionslehrer, Erzieher oder Referenten tätıg und bleiben neben ihrer
Außentätigkeit ın der klösterlichen Seelsorge atıg, ben also eigentlıch
eine Doppelbeschäftigung Aaus Daneben verfügen die Ordensverbände aus

geschichtlich gewachsenen Gründen der materıiellen Eixistenz un! des
Apostolats ber wirtschafitlı Geschä{iftsbetriebe (wıe Landwirt-
schaf{t, Verlage, Druckereien, Paramentenstickereien,1rKunstwerk-
stätten), deren steuerliche Behandlung klar ist und nıchts mi1t diesem
Problem tun hat.

Man könnte höchstens die en 1m Hınblick auft die onkreten Verhält-
nNisSse einzelner Ordensgemeinschaften als „Mischbetriebe“ bezeichnen,
eiINe Abgrenzung zwıschen irchlich-apostolischer, seelsorglich-hoheitlicher
Tätigkeit un dem Bereich der persönlichen-privaten Sphäre des einzelnen
Ordensmitgliedes Nnu  — schwer reifen i1st Bel dieser Abgrenzung geht
also nicht die eventuell privatwirtschaftlichen Betätigungen der Or-
densgemeinschaften, ondern die Unterscheidung, inwlewelt d1e (JT=
densmitglieder 11109 Auftrag un: amen ihres Ordens hoheitliche Tätig-
keiten ausüben un wWann dle sogenannten Privatsphäre nIängt 1ne
ineare Abgrenzung ist unmöglich, auch dann, WenNnn INa  ) den Arbeitsplatz
des einzelnen als Abgrenzungsmerkmal hinzuziehen möOöchte. Es g1bt noch
heute Ordensgemeinschafiten, eren Mitglieder gemeinsame Wohn--, chla{f-
Arbeits- un: Studierräume en In 1Ur relativ wenıgen Ordensgemein-
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chaften galt VO  5 jeher das Prinzıp, daß jedes Ordensmitglied eigenNe
Il chla{f- un! Arbeitsraum esa Kırst Zuge der sozlalen W el-

terentwicklung gehen etzter eıt die Ordensgemeinschaften genere.
azu über, ]Jjedem Ordensmitglied ‚Zelle“ zuzubilligen TOLZdem
bleiben el Was bel klösterlichen Gemeins  afit auch ıcht
ers denkbar 1ST Bibliothek Eßraum, rholungsraum die Sanıtiaren
Raume UuUSW EMEINSAM Von dorther lassen sıch auch bel den einzelnen
Ordensmitgliedern die mehr funktional atıg SINd d1ie einzelnen Bereiche
nıcht voneinander abgrenzen. Denn gerade dieser Schwierigkeit ze1gt
sıch, WI1 eNsS Einzel- un klösterl1_ Gesamttätigkeit mi1ıteinander Verlr-

fochten Ssind.
In diesem Zusammenhang mochten WITL auf e1Nn 1interessantes naloga
hinweisen Die Deutsche Bundespost übt mehrheitlich hoheitliche ätıg-
keıiten Aaus die Briefzustellung 1ST StaatsmonopoLl), daneben 151 S1e pr1ıvati-
wirtschaftlich atıg (z Paketzuste  1enst 1iNW1IeEeWEILT der ostspar-
kassendienst un der ostscheckverkehr auch hoheitliche Betriebszweige
SINd WIL nıcht sagen) In Bezug Qauft den einzelnen Postbeam-
ten der Schalter Dienst Lut 1ST aber eiNe solche Unterscheidung Ee11-

fach unmöglı
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